
Zahlreichevon der
Abschiebung bedrohte

jugoslawischeFlüchtlinge
haben eineZusage auf
einen Arbeitsplatzin

Luxemburg. Gemeinsam
mit der Asti beratensie

über die weitere
Vorgehensweise.

(sk)− "Le pragmatisme aurait−
il cédé à une rigueur presque
dogmatique?", fragt sichdie Asti
(Association de soutien auxtra-
vailleurs i mmigrés). Dogmati-
sche Unnachgiebigkeit der Lu-
xemburger Regierungstatt prag-
matischer Herangehensweise −
das ist die Frage im Fall der
rund 800 abgelehnten Asylan-
tragsteller aus Jugoslawien, die
i mmer noch von der Abschie-
bung bedroht sind. Das Justiz-
ministerium hatte den größten-
teils aus dem jugoslawischen
Teilstaat Montenegro stammen-
den Flüchtlingen i m Juli mitge-
teilt, dass sie sichauf eine Rück-
führung in ihre Hei mat gefasst
machen müssten. Bei einer frei-
willigen Rückkehr winke ihnen
i mmerhin finanzielle Unterstüt-
zung von Luxemburger Seite −
wenig Trost angesichts der Rei-
se in eine von den Spätfolgen
der Balkankriege des vergange-
nen Jahrzehnts wirtschaftlich
geschundene und politisch in-
stabile Region.
Die Flüchtlinge, die während

des Kosovo−Konflikts ins Groß-
herzogtum gekommen waren,
sind schon bis zu vier Jahre i m
Land. Dochsie kamennach dem
1. Juli 1998, demStichdatumfür
eine Regularisierung. Wer zu
spät kommt, den bestraft das
Leben − die luxemburgische Re-
gierung zeigt sich rigoros, ob-
wohl die Kinder der Flüchtlinge
hier zur Schule gehen, bereits
luxemburgisch sprechen, und

ihre Eltern nacheigenen Worten
bereits in das soziale Leben
hierzulande integriert und Aus-
sicht auf einen Arbeitsplatz
haben.
Der Luxemburger Flüchtlings-

rat warnte vor einem Verstoß
gegen die Europäische Men-
schenrechtskonvention, die
Massenausweisungen eindeutig
verbietet. Vor demVerwaltungs-
gericht einigten sich die Vertre-
ter der Flüchtlinge und der Re-
gierung schließlich: Jeder Ein-
zelne der abgewiesenen Asylbe-
werber könne nocheinmal seine
persönliche Situation vor den
Behörden darlegen. Eine Neu-
aufnahme der Asylprozedur
sollte esjedoch nicht geben. Zu-
mindest aber war die Gefahr der
Rückführung− obfreiwillig oder
nicht− gemindert.
Rund 150 Flüchtlinge nutzten

die Gelegenheit und machten
vor den Behörden noch einmal
auf ihre jeweilige Situation auf-
merksam: Nach der Rentrée des
élèves drücktenihre Kinder wie-
der die Schulbank, bei anderen
würden Fälle von Krankheit
oder Schwangerschaft in der Fa-
milie eine Abschiebung derzeit
unmöglich machen. Und etwa
120 haben nach Angaben der
Asti voneinemLuxemburger Ar-
beitgeber bereits eine Zusage
für eine Arbeitsstelle erhalten.
"Es macht keinen Sinn, dass auf
der einen Seite Arbeitskräfte
aus EU−Beitrittsländern ange-
worben werden, und anderer-
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Enttäuschte Türken müssen warten
Von ei ner " Wiederverei ni gung Europas" hat Kommissi-
onspräsi dent Romano Prodi gesprochen, als er den
am Mittwoch von der EU−Kommission i n Brüssel
verabschiedeten Bericht zur Erweiterung der Europäi-
schen Union vorstellte. Die Verhandl ungen mit den
zehn Beitrittsstaaten können bei m EU−Gipfel von Ko-
penhagen i m Dezember abgeschlossen werden. Ab
2004 sind Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, die
Slowakei, Sl owenien, Tschechien, Ungarn und Zypern
dann EU−Mitglieder − obwohl die Brüsseler Behörde bei
fast allen Mängel i n der Durchsetzung neuer Rechts-
vorschriften feststellte. Zudem steht noch ei ne Ei ni-
gung über die Fi nanzierung der Agrarbeihilfen für die
neuen Mitglieder aus − und nächste Woche das zweite
irische Referendumüber den Erweiterungsvertrag von
Nizza. "Jetzt wächst zusammen, was zusammen
gehört", hieß es unterdessen i n ei ner Stell ungnahme
der deutschen Grünen zu der Erweiterung. Deren euro-
papolitischer Sprecher Rai nder Steenblock hält auch
für angemessen, dassfür die Türkei noch kei n konkre-
tes Datumfür die Aufnahme von Beitrittsverhandl un-
gen genannt wurde. Die Verfassungsänderungeni n der
Türkei verdienten zwar allen Respekt, doch gute Ab-
sichten reichten für ei nen Beitritt nicht aus. Erst die
Wahlen i m November würden darüber Aufschl uss ge-
ben, ob dastürkische Reformprogrammauchtatsäch-
lich umgesetzt werde. I n der Türkei herrscht derweil
Enttäuschung über die Entschei dung der EU−Kommis-
sion. "Der Bericht der EU−Kommission ist weit davon
entfernt, unsere Erwartungen zu erfüllen", sagte der
türkische Außenminister Mesut Yil maz.

Keine Meinungsfreiheit in Vietnam
Der Besuch des vietnamesischen Ministerpräsi denten
Phan Van Khai i n Luxemburg, bei dem Premiermini-
ster Jean−Claude Juncker zwei Kooperati onsverträge
mit dem südostasiatischen Land unterschrieb, liegt
nur gute zwei Wochen zurück. Und am kommenden
Freitag begi nnt die vietnamesische Kulturwoche. An-
lass genug, um darauf hi nzuweisen, dass es i n Viet-
namnochi mmer schlecht umdie Mei nungsfrei heit be-
stellt ist. I mvergangenen Jahr wurden mindestens 20
politische Dissi dentI nnen verhaftet oder unter Hausar-
rest gestellt, i hre Computer wurden beschlagnahmt,
weil sie Kritik an der Regierung geübt hatten. Sie hat-
teni n offenen Briefen unter anderemauf Fälle von Kor-
rupti on hi ngewiesen. "Vietnamshould ceasethe perse-
cuti on of government critics and release all those who
are i n custody or under house arrest for non−violent
expressi on of their beliefs", fordert Human Rights
Watch. Die Menschenrechtsorganisati on nennti n ei ner
aktuellen Pressemitteil ung zahlreiche Fälle von Ver-
stößen gegen die Meinungsfrei heit i n Vietnam. "Ob-
wohl Vietnam verspricht, die Reformen voranzutrei-
ben, unterdrückt die Regierung die freie Meinungs-
äußerung", sagte Mike Jendrzejczyk, Asien−Bereichs-
leiter von Human Rights Watch.

Bypasssansbase
Hier, "Déi Gréng" ont convié la presse à Hellange. Rai-
son del' endroit peu conventi onnel pour une conféren-
ce de presse: le bypass qu' est en trai n de faire con-
struire le gouvernement et qui doit constituer une so-
l uti on provisoire (?) au fait que, dû à un chaînon man-
quant dansla bande deterrai ns expropriés, laroute de
la Sarre ne peut pas être achevée. Pour les Verts, ce
bypass est sans base légale: il n' y a ni l oi, ni étude
d'i mpact, ni poste de budget, ni de commodo ni d' au-
torisati on de bâtir sur lesquels pourrait s' appuyer da-
me Erna. En outre, il n' yapaseu de consultation publi-
que. Les Verts ont déposé plai nte hier.

GENTECHNOLOGIE

Anti−Moratori tesalutantGentechnische
Landwirtschaft ante portas:
nächste Wochesollen die
Mitgliedsstaaten der EU
entscheiden, ob das
Moratoriumauf der

Vermarktungvon GMO
aufrechterhalten oder

aufgehoben werdensoll.

zur Zeit i m Ethikausschuss, ob-
wohl es von der Materie her
eher in die Umweltkommission
gehört. Ein Gutachten des
Staatsrates wirddiese Wocheer-
wartet.
Die Kommission glaubt nun,

dass sowohl i m Europaparla-
ment als auchindensiebenLän-
dern, die das Moratorium tra-
gen, der Widerstand gegen den
Import und die Vermarktung
neuer GMO hinfällig geworden
ist. Dem gegenüber verweisen
die Verfechter des Moratoriums
auf wichtige, noch ausstehende
Regelwerke, ohne die eine Auf-
hebung des Moratoriums zu ei-
ner recht gefährlichen Angele-
genheit für die konventionelle
wiefür diebiologischeLandwirt-
schaft werdenkönnte:
− Auf europäischer Ebene ist

die Festlegung von Grenzwerten
für eine zulässige Verunreini-
gung von Saatgut durch GMO
("Saatgutdirektive") noch nicht
ausgestanden. Eine Null−Konta-
minierung wäre das Sinnvollste,
ist jedoch schwer durchzufüh-
ren. Die "Zukunftsstiftung Land-
wirtschaft" inBerlinschlägt zum
Beispiel statt der von der Kom-
mission vorgeschlagenen Grenz-
wertevon0,3 Prozent (Raps) bis
0,7 Prozent(Soja)für ohneKenn-
zeichnung zulässige Verunreini-
gungeineinheitliches Reinheits-
gebot von 0,1 Prozent vor. Wür-
de zumBeispiel Luxemburg die

vom Parlament einmütig gefor-
derte Vorsichtsmaxime befol-
gen, müsstesich Minister Boden
bei mnächsten Agrarrat einesol-
cheForderungzueigen machen.
− Daneben stehen auf europäi-

scher Ebene noch Reglementie-
rungen zur Kennzeichnung und
Rückverfolgung gentechnischer
Produkte an, sowie die sehr
wichtige Direktive zur Umwelt-
haftung. Ohne diese zusätzli-
chen Reglementierungen könnte
eineinseitiges Aufhebendes Mo-
ratoriums zu einer Lawine von
zweifelhaftenImporten undFrei-
setzungenführen.
Vor dem Umweltausschuss

des Parlaments hat Umweltmi-
nister Charel Goerens unmiss-
verständlich die Haltung Luxem-
burgs in Sachen Moratoriumbe-
stätigt: es bleibt bei der Verteidi-
gung des Moratoriums, bis alle
zitierten Sicherungen i m eu-
ropäischen Direktivensystem
eingebaut sind. Allerdings könn-
tesichergeben, dass Luxemburg
mit Österreich allein auf weiter
Naturflur steht. Egal wie der
Showdownin Luxemburg nächs-
te Woche ausgehen wird, die Zu-
kunft der biologischenLandwirt-
schaft wird bereits durch gerin-
ge Anteile von GMO−Saatgut ent-
scheidendgefährdet. Diei mSep-
tember von der britischen "Soil
Association" veröffentlichte Stu-
die "Seeds of trouble" belegt,
dass eine friedliche Koexistenz
von GMO−Landwirtschaft und
konventionellen oder traditio-
nellen Methoden von Landbau
unmöglich sein wird. Es geht al-
soum"Alles oder Nichts"!

(roga)− Ungeduldig wartendie
Gentech−Industrie undihre Wer-
beabteilungin der US−amerikani-
schen Regierung auf das ent-
scheidende psychologische Si-
gnal aus dem EU−Ministerrat in
Luxemburg: die Aufhebung des
seit 1998 bestehenden De−facto−
Moratoriums auf der Zulassung
neuer genmanipulierter Substan-
zen. Psychologisch ein bedeu-
tendes Signal für die Genlobby,
derjuristische Wert des Morato-
riumsist ohnehingleichnull.
Die Argumente der Kommissi-

on gegen Sinn und Zweck des
Moratoriums erscheinenauf den
erstenBlickschlüssig. Das Mora-
torium war seinerzeit auch da-
mit begründet worden, dass die
Direktive über die Freilassung
genmanipulierter Organismen
keine ausreichende Sicherheit
garantieren würde. Inzwischen
wurde diese Direktive, dieinden
Jahren 1995 und 1996i mLuxem-
burger Parlament zu scharfen
Auseinandersetzungen geführt
hatte, neu formuliert und vom
Europaparlament abgesegnet.
Die neue Fassungist zwar i m-

mer nochunbefriedigend, wurde
jedoch, vor allemunter demEin-
fluss der europäischen Grünen,
substanziell verbessert. Die Di-
rektive tritt nun zufälligerweise
am17. Oktober in Kraft, obwohl
erst ein einziger Mitgliedstaat
sie umgesetzt hat. In Luxemburg
liegt das entsprechende Gesetz

aktuell2
seits Menschen, die schon hier
sind, ausgewiesen werden", sag-
te Asti−Präsident Serge Kollwel-
ter. Man wolle deshalb mögliche
Vorgehensweisen gemeinsam
mit den Flüchtlingen erörtern.
Von Letzteren waren amvergan-
genen Dienstagabend zahlreiche
zur Asti gekommen, um, so Koll-
welter, "etwas in Bewegung zu
bringen". Ein Komitee wurde ge-
gründet, das sich mit einer Rei-
he von Vorschlägen befasse. Ein
abgeschlossenes Konzept gebe
es jedoch noch nicht. Darüber
solle am 22. Oktober entschie-
den werden.
Der Asti−Präsident verweist

zudem auf ein Abkommen
Luxemburgs mit der damaligen
Sozialistischen Republik Jugo-
slawien aus dem Jahre 1970.
Darin wurden die Arbeitsmoda-
litäten von jugoslawischen Ar-
beitskräften i m Großherzogtum
geregelt. Das Abkommentrat am
11. April 1972 in Kraft. Zwar
wurde es mit dem ersten Bal-
kankriegzu Beginn der 90er Jah-
re suspendiert. Rechtsgültig sei
es jedoch noch i mmer, betont
Kollwelter gegenüber der woxx.
Rechtlicher Nachfolger des Tito−
Staats ist schließlich das heuti-
ge Jugoslawien mit seinen Teil-
republiken Serbien und Mon-
tenegro.
Unter den Flüchtlingen

herrscht weiter Unsicherheit,
denn das Damoklesschwert der
Abschiebung schwebt noch im-
mer über ihnen. "Man sollte die
Menschen hier arbeiten und ei-
ne Existenz aufbauen lassen",
sagt JeanLichtfous vonder Asti.
Diese setzt auf eine pragma-
tische Vorgehensweise. Die Re-
gierung bleibt hingegen bei
ihremrigorosenKurs.


